
Mehr Kontrollen zu 
Staatsbürgerschaft
FPÖ fordert Konsequenzen nach türkischer Anstiftung zum Massengesetzesbruch

Mit falschem Gesetz
gegen die Islamisten
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PARLAMENT

Nichts anfangen mit den hoch-
gestochenen Erwartungen der 
Koalition zur „Schulautonomie“ 
kann der neue FPÖ-Bildungsspre-
cher Wendelin Mölzer: „Die alte 
rot-schwarze ,Reformkrankheit‘: 
viel Lärm um Nichts zu den Pro-
blemen an den Schulen.“        S. 7

„Mascherl-Politik“
Island hat die Finanz- und 

Schuldenkrise überwunden. Und 
das ganz ohne das ihm von Brüs-
sel aufgedrängte „Rettungspaket“. 
Die Wirtschaft wächst, die Wäh-
rung ist wieder etwas wert und 
die Staatsschulden wurden in acht 
Jahren fast halbiert.              S. 8/9

AUSSENPOLITIK

Das Anti-Griechenland
Nach den Misshandlungsskan- 

dalen in vielen Kinderheimen der 
Stadt Wien wurde jetzt publik, 
dass Ähnliches auch in Psychiat-
rieabteilungen passierte. Aber die 
Stadt Wien drückt sich vor einer 
Anerkennung der Opfer und einer 
Entschädigung.                         S. 11

WIEN

Gnadenlose SPÖ
Ein selbstkritischer Kommentar 

eines Publizisten warnt die Medien, 
bei ihrer „Rettung der Welt“ nicht 
auf die Ängste und Sorgen des 
„kleinen Mannes“ zu vergessen. 
Diesen würden sie unter Berufung 
auf das von ihnen definierte „Ge-
meinwohl“ im Stich lassen.     S. 14

MEDIEN

Elitäre Verantwortung?

S. 2/3

FPÖ kritisiert rot-schwarze Eingriffe in das Versammlungsrecht – S. 4/5
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Neues Programm für die
Salzburger Stadtpartei
Die FPÖ der Stadt Salzburg bekommt eine neues Programm 
für die Gemeinderatswahl 2019. Stadtparteichef Andreas 
Reindl stellte das Team vergangene Woche vor: „Wir wol-
len bürgerorientierte Lösungen anbieten, um 2019 für Re-
gierungsverantwortung bereit zu sein.“                     S. 13Nr. 11 . Donnerstag, 16. März 2017
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IMPRESSUM

Recep Tayyip Erdogan hat das 
Dilemma der europäischen Poli-
tik – die Handlungsunfähigkeit 
– durchschaut und nutzt dies seit 
Jahren gekonnt aus. 2010 kündig-
te er den Informationsaustausch 
über Staatsbürgerschaften und 
überschwemmt so Europa mit 
türkischen Doppelstaatsbürgern. 

Die von der ratlosen Koalition 
als Beispiel zitierte „Tiroler Task 
Force“ offenbart das ganze Di-
lemma, das SPÖ und ÖVP dem 
Land mit dem Finale ihrer „Inte-
grationspolitik“, der großzügigen 
Verleihung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, beschert ha-
ben. Man prüft in Tirol lediglich 
Einzelfälle von Doppelstaats-
bürgerschaften, von denen man 
Kenntnis erlangt habe. Erkennt-
nisreicher Zusatz: „Eine lücken-
lose Kontrolle ist nicht möglich.“

So können jetzt -zigtausende 
Türken Erdogans Politik auch in 
Österreich durchsetzen, bei Wah-
len zum Gemeinderat bis hinauf 
ins Parlament. Es braucht keine 
Belagerung Wiens mehr, der Sul-
tan hat seine Befehlsempfänger 
schon in der Stadt, als Kämpfer 
mit österreichischem Reisepass.

Den gleichen Gefallen hat die 
Koalition auch islamistischen 
Möchtegern-Welteroberern getan, 
indem sie 2015 die Grenze für 
die moslemische Invasion öffne-
te. Diese beglückte sie auch noch 
mit einem Islamgesetz, das der 
Islamisierung Österreichs Tür und 
Tor öffnet. Den Kritikern im ei-
genen Land verpasste man einen 
Maulkorb und versucht, sie mit 
Gesetzen kalt zu stellen.

Jetzt soll auch noch das Ver-
sammlungsgesetz verschärft wer-
den. Damit bietet man nicht den 
Islamisten Paroli, sondern wieder 
nur engagierten Österreichern.

Wer die österreichische Staats-
bürgerschaft durch Verleihung 
erwirbt, verliert dadurch grund-
sätzlich jegliche Fremd-Staatsbür-
gerschaft. Was im Gesetz so ein-
fach geregelt wird, scheint in der 
Praxis nicht so genau genommen 
zu werden.

Insbesondere die türkische Re-
gierungspartei AKP von Staatschef 
Recep Tayyip Erdogan hat in den 
letzten Jahren massiv Austrotürken 
den türkischen Pass aus wahltakti-
schen Gründen wieder ausgehän-
digt. Bei der letzten Parlaments-
wahl 2015 haben 69 Prozent der 
türkischen Wähler in Österreich für 
die AKP gestimmt.

Missachteter Gesetzesbruch
Wie viele Austrotürken tatsäch-

lich beide Pässe haben, ist den 
heimischen Behörden nicht be-
kannt, weil Ankara die Auskunft 
verweigert. Schätzungen reichen 
von 12.000 bis 60.000. Mit die-
sen zigtausenden türkischen Dop-
pelstaatsbürgerschaften habe die 
rot-schwarze Koalition das Er-
starken von Parallelgesellschaf-
ten indirekt unterstützt, kritisiert 
FPÖ-Generalsekretär Herbert 
Kickl: „Österreich wird als Rechts-
staat nicht ernstgenommen, weil 
SPÖ und ÖVP den rechtswidrigen 

Zustand der Doppelstaatsbürger-
schaften zulassen, genauso, wie sie 
dem Treiben in den Schulen und 
Moscheen nur hilflos zusehen und 
ein zahnloses, halbherziges Islam-
gesetz beschlossen haben.“

Planquadrate bei Referendum
Eine klare Antwort gab dazu 

auch FPÖ-Obmann HC Strache 
am vergangenen Sonntag in der 
ORF-„Pressestunde“. Das Ziel 
müsse sein, Doppelstaatsbürger-
schaften offenzulegen, um gege-
benenfalls auch den Missbrauch 
bei Sozialleistungen zu bekämp-
fen: „Man könnte am Tag des tür-
kischen Referendeums vor der Bot-
schaft und den Konsulaten, mittels 
‚Doppelstaatsbürgerschafts-Plan-
quadraten‘ die Personen kontrol-
lieren lassen. Das wäre eine Mög-
lichkeit, um den vorsätzlichen 
Rechtsbruch zu verhindern.“ 

Sollte sich herausstellen, dass es 
sich um illegale Doppelstaatsbür-
ger handle, dann müsse ihnen die 
österreichische Staatsbürgerschaft 
sofort entzogen werden, betonte 
HC Strache.

Mit einem Entschließungsantrag 
fordert die FPÖ zudem die Koalti-
on auf, ein Maßnahmenbündel zu 
präsentieren, das zum Inhalt hat, 
die illegalen türkischen „Doppel-

Schluss mit Doppelstaatsbürgerschaften!
Wer Österreicher werden will, verliert sein alte Staatsbürger-

schaft. Die Türkei hat jedoch Neo-Österreichern wieder den 
türkischen Pass verliehen. Darum treten türkische Politiker bei Wah-
len oder vor dem kommenden Referendum so häufig in Österreich 
auf. Die FPÖ fordert ein Ende dieses „geförderten Rechtsbruches“.

FPÖ fordert endlich gesetzeskonformes Vorgehen gegen den von der Türkei massenhaft arrangierten Gesetzsbruch 

HC Strache und Herbert Kickl fordern die konsequente Umsetzung des Staatsbürgerschaftsgesetzes durch die 
Behörden und damit den Verlust des österreichischen Reisepasses für von Ankara geköderte Doppelstaatsbürger.
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staatsbürger“ aufzuspüren, ihnen 
den österreichischen Reisepass zu 
entziehen und sie auch aus dem ös-
terreichischen Wählerverzeichnis 
streichen zu lassen.

Keine Lösung in Sicht 
Im Innenministerium hat man 

den „schwarzen Peter“ bei den il-
legalen Doppelstaatsbürgerschaf-
ten an die Länder weitergereicht: 
Sowohl die Überprüfung als auch 
die Aberkennung der Staatsbürger-
schaft sei Ländersache. Tirol hat 
dazu extra eine „Taskforce“ einge-
setzt, die konsequent gegen diesen 

AUS DER
REDAKTION
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Staatsbürger?

Andreas Ruttinger
andreas.ruttinger@fpoe.at
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Drittstaatsangehörige, die ihren Lebens-
unterhalt nicht aus eigener Kraft bestreiten 
können, erhalten in Österreich die bedarfso-
rientierte Mindestsicherung (BMS). „Dabei 
sei es nach wie vor gelebte Praxis, dass kaum 
Auskünfte über die Vermögenswerte dieser 
Menschen im Ausland eingeholt werden, 
Das ist ein unhaltbarer Zustand, der Österrei-
cher schlechter stellt als Ausländer. Es muss 
gleiches Recht für alle gelten“, so der Dritte 
Präsident des Nationalrates und FPÖ-Vize-
parteiobmann Norbert Hofer (Bild).

„Ein beinahe unüberschaubares Ange-
bot an Informationsbroschüren zum Thema 
Migration und Schule ist das Ergebnis der 
angeblichen Bemühungen des Bildungsmi-
nisteriums, die schulischen Herausforderun-
gen, die mit dem Zustrom einer Vielzahl von 
Migrantenkindern aufkamen, zu bewerkstel-
ligen“, so FPÖ-Bildungssprecher Wendelin 
Mölzer (Bild). Die FPÖ kritisiert dabei vor 
allem die fehlende Kostentransparenz dieser 
Broschüren, eine parlamentarische Anfrage 
soll darüber nun Licht ins Dunkel bringen.

Innenpolitik

Fo
to

: N
FZ

Die Freude über den U-Ausschuss hielt 
sich beim ÖVP-Vizekanzler und beim SPÖ-Kanzler in Grenzen. 
BILD DER WOCHE

Fehlende Kostentransparenz

KURZ UND BÜNDIG
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FPÖ-Klubobmann HC Strache 
und Grünen-Abgeordneter Peter 
Pilz, die neun Jahre nach dem Ab-
drehen des ersten U-Ausschusses 
zur Causa Eurofighter jetzt für vol-
le Aufklärung über die umstrittene 
Anschaffung eingetreten sind.

Die Klubchefs von SPÖ und ÖVP, 
Andreas Schieder und Reinhold 
Lopatka, deren Parteien den ersten 
U-Ausschuss 2007 „abdrehten“. Sie 
wollen zwar jetzt aufklären, aber 
nur die Rolle, die die jeweils andere 
Partei in der Affäre gespielt hat.

AUFSTEIGER ABSTEIGER
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„Gleiches Recht für alle“

FPÖ fordert EU-Reform
ÖVP-Außenminister Kurz spricht sich ge-

gen höhere EU-Beiträge für Österreich nach 
dem Brexit aus. Diese geringfügigen Einspa-
rungen seien für die FPÖ zu wenig. „Erstes 
Ziel sollte eine Halbierung des gesamten 
EU-Apparates und eine Halbierung der 
‚Subventionszuständigkeiten‘ sein. Dadurch 
könnte nicht nur auf europäischer Ebene, 
sondern auch in den einzelnen Mitgliedsstaa-
ten Bürokratie abgebaut, das Förderungswe-
sen auf effizientere Grundlagen gestellt und 
gleichzeitig viel Geld für die einzelnen Bei-
tragszahler gespart werden“, so FPÖ-Außen-
politiksprecher Johannes Hübner (Bild).Fo
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Schluss mit Doppelstaatsbürgerschaften!
FPÖ fordert endlich gesetzeskonformes Vorgehen gegen den von der Türkei massenhaft arrangierten Gesetzsbruch 

Wer die österreichische 
Staatsbürgerschaft durch 
Verleihung erwirbt, verliert da-
durch grundsätzlich die frem-
de Staatsbürgerschaft. Wenn 
das bisherige Heimatrecht nicht 
den automatischen Verlust der 
Staatsbürgerschaft mit Annah-
me der österreichischen vor-
sieht, wird diese vorerst nur 
zugesichert. Danach muss die 
betroffene Person ihre bisherige 
Staatsbürgerschaft binnen zwei 
Jahren zurücklegen.

HINTERGRÜNDE

HC Strache und Herbert Kickl fordern die konsequente Umsetzung des Staatsbürgerschaftsgesetzes durch die 
Behörden und damit den Verlust des österreichischen Reisepasses für von Ankara geköderte Doppelstaatsbürger.

Missbrauch vorgehen solle. Zahlen 
über derartige Fälle gibt es dazu 
bisher aber nicht.

Kaum hatte HC Strache das The-
ma aufs Tapet gebracht, melde-
te sich auch SPÖ-Kanzler Chris-
tian Kern zu Wort. Dies sei „kein 
haltbarer Zustand“, sagte Kern am 
Montag in der „ZiB2“: „Die öster-
reichische Staatsbürgerschaft sam-
melt man nicht wie Briefmarken.“ 
Aber wie das Problem beenden? 
Dazu müsse man erst Mittel und 
Handhaben finden, meinte Kern  – 
womit das Problem wohl auf die 
lange Bank geschoben wird.

Nr. 11 g Donnerstag, 16. März 2017
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Seit Wochen ringen ÖVP 
und SPÖ um ein neues Ver-
sammlungsrecht, mit dem man 
Wahlkampfauftritte von Part-
eigängern des türkischen Staats- 
präsidenten in Österreich verhin-
dern möchte. Nachdem SPÖ-Kanz-
ler Christian Kern mit seinem Plan 
gescheitert ist, auf EU-Ebene ein 
derartiges Regelwerk zu erreichen, 
wird jetzt heftig über die Vorlage 
von ÖVP-Innenminister Wolfgang 
Sobotka diskutiert.

Verwaschene Formulierung
Nach dem Entwurf des Innen-

ministeriums sollen Ausländern 
Versammlungen verboten wer-
den können. Und zwar dann, wenn 
Nicht-EU-Bürger mitwirken, es um 
politische Vorgänge in einem Nicht-
EU-Staat geht und Meinungen erör-
tert werden, die mit den demokra-
tischen Grundwerten unvereinbar 
sind. Auch eine Veranstaltung, die 
dem friedlichen Zusammenleben 
und der Integration schadet, soll un-
tersagt werden können.

Dass nicht nur speziell türkische, 
sondern generell ausländische Re-
gierungsvertreter oder hohe Partei-
envertreter betroffen sein sollen, 
rechtfertigte Sobotka: „Wir haben 
Communities aus Bosnien, aus der 
Türkei, aus Tschetschenien, wir 
kennen unsere doch sehr unter Be-
obachtung stehenden Ethnien – aus 
diesem Grund ist das der richtige 
Ansatz.“

Politische Intentionen?
Der Koalitionspartner SPÖ zeig-

te sich wenig erfreut über Sobotkas 
Vorschlag. Kanzleramtsminister 
Thomas Drozda kritisierte Sobot-
kas Entwurf als „völlig untauglich“ 
und seine Partei sei über die Vor-
schläge „schwer verärgert“. „Der 
Innenminister hat zu 98 Prozent je-
nen Gesetzesentwurf zur Verschär-
fung des Demonstrationsverbots 
vorgelegt, den wir schon vor drei 
Wochen, weil klar verfassungswid-
rig, abgelehnt haben“, heizte Droz-
da das Koalitionsklima weiter auf.

Auch die Gesetzespassage zum 

Mit Versammlungsrecht gegen Islamisierung?
Das türkische „Verfassungsreferendum“ hat die österreichische In-

nenpolitik erreicht. Rot und Schwarz mühen sich um ein Gesetz 
ab, mit dem Erdogans politischer Islam aus Österreich ferngehalten 
werden soll. Die FPÖ fordert dazu ein klares „Verbotsgesetz“, statt 
politisch motivierte Verschärfungen im Versammlungsrecht.

Rot-schwarzer Eiertanz um eine Gesetzesregelung zur Verhinderung des politischen Islams in Österreich 
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Für FPÖ-Justizsprecher Harald Stefan wollen SPÖ und ÖVP jetzt 
ihren Pfusch beim Islamgesetz kaschieren. Im NFZ-Interview 

warnt er daher vor diesem gefährlichen Eingriff in das Grundrecht 
der Versammlungsfreiheit für alle Österreicher.
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Staat will Vollzugsdefizite 
bei Gesetzen vertuschen

„Wer hindert die Regie-
rung, endlich Druck auf 

Ankara auszuüben?“

Erdogans Wahlkämpfe sind in Wien nichts Neues: 2014 – ein Jahr vor der Gemeinderatswahl – genehmigte die Stadt Wien einen Auftritt des „Sultans“ in der Albert-Schultz-Halle.

Braucht es überhaupt eine Ände-
rung des Versammlungsrechtes, um 
Wahlkampfauftritte türkischer Poli-
tiker in Österreich zu verbieten?

Stefan: Es ist wie so oft eine 
Scheindiskussion. Man tut so, als 
müsse man neue Gesetze machen, 
dabei könnte man aufgrund der 
bestehenden Gesetze ausreichend 
vorgehen. Wenn die öffentliche Si-
cherheit oder das öffentliche Wohl 
gefährdet ist, kann man Veranstal-
tungen untersagen. Daher muss 
man aufpassen, 
wenn neue Ge-
setze kommen, 
weil die dann 
unter Umstän-
den eine mas-
sive Einschrän-
kung der Versammlungsfreiheit 
– und das ist eines der Grundrechte 
– beinhalten. 

Taugt das Versammlungsrecht, 
um gegen Islamisten vorgehen zu 
können, wie Minister Sobotka be-
hauptet?

Stefan: Auch hier kommen wir 
mit den bestehenden Gesetzen aus, 
man müsste sie nur tatsächlich an-
wenden. Obwohl, beim Islamge-
setz gibt es hier einen Änderungs-
bedarf. Mit dem Gesetz hat man 
eine ziemlich radikale Organisation 
zwangsläufig zum Sprecher für alle 
Muslime gemacht. Die Auslandsfi-
nanzierung islamischer Vereine 
hat man pseudoartig verboten, 
indem man gleich eine Um-
gehung über Stiftungskon-
struktionen aufgezeigt hat. 
Hier besteht Handlungsbe-
darf, und mit diesem Gesetz 
könnte man dann den politi-
schen Islam zurückdrängen.

Besteht mit dem aktuellen 
Gesetzesvorschlag nicht die 
Gefahr einer politischen 
Instrumentalisierung 
dieses Gesetzes?

Stefan: Im Grun-
de reden SPÖ und 
ÖVP um den Brei 
herum. Warum 
machen so viele 
türkische Politi-
ker Wahlkampf 

in Österreich? Weil es so viele Tür-
ken mit Doppelstaatsbürgerschaf-
ten, also potentielle Wähler, gibt. Es 
macht außer der AKP keine andere 
ausländische Partei Wahlkampf in 
Österreich. Daher wird hier eine 
Möglichkeit geschaffen, die zu 
Missbrauch führen kann. Denn es 
könnte die Regierung durchaus stö-
ren, dass eine Frau Le Pen oder eine 
Frauke Petry auf einer FPÖ-Veran-
staltung auftritt und sie könnte die-
sen Auftritt dann möglicherweise 

unterbinden. 
Kann der 

Staat gegen das 
türkische Kei-
len mit Dop-
pelstaatsbür-
g e r s c h a f t e n 

wirklich nichts unternehmen?
Stefan: Wir weisen seit vielen 

Jahren auf diesen Missstand hin. 
Aber das hat man weitgehend ne-
giert. Wer hindert die Regierung, 
politischen Druck auf Ankara aus-
zuüben? Wenn die Türkei sich nicht 
an Verträge hält, dann muss man 
einmal die Bevorzugungen aus dem 
Assoziierungsabkommen zwischen 
der EU und der Türkei zur Sprache 
bringen. Der Staat könnte bei Ver-
anstaltungen, auf denen massenhaft 
türkische Fahnen getragen werden, 
die Leute kontrollieren, ob sie einen 
österreichischen oder einen türki-

schen Ausweis haben. 
Das würde sicher 
den Menschen zu 
denken geben, zu 
welchem Land 
sie sich beken-
nen und wessen 
Leistungen sie 

in Anspruch neh-
men wollen. 
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Mit Versammlungsrecht gegen Islamisierung?
Rot-schwarzer Eiertanz um eine Gesetzesregelung zur Verhinderung des politischen Islams in Österreich 

Auftrittsverbot von ausländischen 
Politikern für Wahlkampfzwecke 
sei in der „Sache untauglich“. So 
sehen die SPÖ-Vorschläge vor, dass 
in die Anzeige einer Versammlung 
die „beabsichtigte Teilnahme von 
Vertretern ausländischer Staaten, 
internationaler Organisationen oder 
anderer Völkerrechtssubjekte“ auf-
genommen werden soll.

Zudem formulierte die SPÖ neue 
Gründe für die Untersagung einer 
Veranstaltung: „Eine Versamm-
lung, die den außenpolitischen Inte-
ressen, anerkannten internationalen 

Rechtsgrundsätzen und Gepflogen-
heiten oder den völkerrechtlichen 
Verpflichtungen der Republik Ös-
terreich zuwiderläuft, kann unter-
sagt werden.“

Zuständig wären für derartige 
Prüfungen der Innen- und der Au-
ßenminister. Also müssten Oppo-
sitionsparteien bei Einladungen an 
ausländische Partner einen Bittgang 
zu diesen beiden ablegen. Ein Pas-
sus, der insbesondere auf die FPÖ 
und ihre ausländischen Kooperati-
onspartner abzielen könnte, mit de-
nen die EU-kritischen Aussagen von 

Türkische Wahlkampfauftritte in 
Österreich müssen konsequent un-
tersagt, unterbunden und verhin-
dert werden. Aber die rot-schwarze 
Regierung lässt türkische Politiker 
ungehindert bei politischen Wahl-
kampfveranstaltungen auftreten, 
obwohl sie zuerst vollmundig an-
gekündigt hat, solche Veranstal-
tungen unterbinden zu wollen.

Wieder einmal ist es bei leeren 
Worthülsen und reinen Ankündi-
gungen der Regierung ohne Um-
setzung geblieben.

Das traf bisher insbesondere bei 
der Integration zu, wie SPÖ und 
ÖVP zuletzt beim zahnlosen Islam-
gesetz gezeigt haben. Mit diesem 
Gesetz hätte man der Islamisierung 
in Österreich einen Riegel vor-
schieben können. Man hat es ver-
säumt. Das will man jetzt mit einer 
völlig untauglichen Reform des 
Versammlungsgesetzes nachholen.

Und eine weitere Baustelle im 
Integrationsbereich ist wieder 
aufgebrochen. Seit Jahren wurden 
zigtausende rechtswidrige Doppel-
staatsbürgerschaften zugelassen 
und nichts gegen diesen Betrug 
unternommen. Die Türkei hat zum 
Datenaustausch betreffend Wie-
dereinbürgerungen 2010 sogar 
einen internationalen Vertrag ge-
kündigt – völlig sanktionslos von 
Seiten der Koalition und der EU.

Während die EU ihre zahlenden 
Mitglieder anhält, penibel alle Ver-
träge einzuhalten, gesteht sie dem 
Beitrittswerber und Milliarden-
empfänger Türkei hier quasi Nar-
renfreiheit zu.

Wenn Ankara sich einseitig aus 
Verträgen verabschiedet, dann 
sollten sich SPÖ, ÖVP und Brüssel 
überlegen, ob Verträge mit dieser 
Türkei des Herrn Erdogan wirklich 
noch Sinn machen – oder endlich 
Konsequenzen gezogen werden.

Weiter kosenquenzlos?

Front-National-Chefin Marine Le 
Pen oder eines Geert Wilders in Ös-
terreich unterbunden werden könn-
ten. Denn beide haben für Referen-
den über den Verbleib ihrer Länder 
in der EU plädiert, was dem „au-
ßenpolitischen Interesse“ der Koali-
tion widerspricht, die darin ja „eine 
Zerschlagung der EU“ erblickt. Die 
mediale Etikettierung der beiden 
Politiker als „rechtsextrem“ könnte 
das ihre dazu beitragen.

Verbot der Islamisierung reicht
Im Übrigen reicht die derzeitige 

Gesetzeslage, gemäß der problem-
los Erdogan-Werbeveranstaltungen 
in Herzogenburg, Wiener Neustadt, 
Hörbranz und Linz verhindert wer-
den konnten. FPÖ-Bundespartei-
obmann HC Strache hatte in der 
ORF-„Pressestunde“ der Koalition 
vorgeworfen, bisher keine Kon-
sequenzen aus dem Verhalten der 
türkischen Regierung gezogen zu 
haben. Man solle klar formulieren, 
worum es eigentlich geht, und das 
ist die Verhinderung der Islamisie-
rung in Österreich: „Das erreicht 
man nicht über das Versammlungs-
gesetz. Wenn es der Koalition ernst 
wäre, dann sollte sie hier ein Ver-
botsgesetz für den politischen Islam 
ausformulieren.“

POLITIK
ANALYSIERT
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HC Strache
FPÖ-Bundesparteiobmann

Erdogans Wahlkämpfe sind in Wien nichts Neues: 2014 – ein Jahr vor der Gemeinderatswahl – genehmigte die Stadt Wien einen Auftritt des „Sultans“ in der Albert-Schultz-Halle.
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„Unsere Entscheidung - Ja“ – für Erdogans Machtausbau. Veranstaltun-
gen wie diese in Bregenz sollen „leichter“ verboten werden können.
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Norbert Nemeth
Klubdirektor der FPÖ

HOHES
HAUS
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GESUNDHEITSPOLITIK TIERSCHUTZ

Keine Schonfrist stellte die FPÖ der neuen 
SPÖ-Gesundheits- und Frauenministerin Pamela 
Rendi-Wagner (Bild) in Aussicht. Wie FPÖ-Gesund-
heitssprecherin Dagmar Belakowitsch-Jenewein 
ausführte, sei die neue Ministerin mit den drän-
gendsten Baustellen des Ressorts bestens vertraut. 
Deren Reparatur sei dringend angeraten, sowohl 
um das Gesundheitswesen an sich als auch dessen 
Finanzierung in den nächsten Jahren sicherzustellen.

Keine Schonfrist
Die in den Medien heiß disku-

tierte Novellierung des Tierschutz-
gesetzes liegt nun auch dem Par-
lament vor. Das verantwortliche 
Gesundheitsressort wies darauf 
hin, dass auch aufgrund der zuneh-
menden gesellschaftspolitischen 
Bedeutung des Themas einzelne 
Anpassungen notwendig waren. 

Neues Gesetz

Eine Organisation, die immer 
wieder für Erstaunen sorgt, ist der 
Europarat. Derzeit ist es seine Un-
terorganisation GRECO, die im 
Hohen Haus für Verwunderung 
sorgt. Diese wurde 1999 mit dem 
Ziel gegründet, die Korruption 
zu bekämpfen, was grundsätzlich 
ein ehrenhaftes Anliegen ist, aber 
jetzt gerade dabei ist, gehörig über 
das Ziel hinaus zu schießen. 

Zum einen wird gefordert, „die 
bestehenden Meldevorschriften 
für Abgeordnete zu überprüfen 
und einheitliche und aussage-
kräftige Angaben zu Vermögen, 
Schulden und Verbindlichkeiten 
sowie genauere Angaben zu den 
Einkünften aufzunehmen und 
eine Erweiterung des Meldeum-
fangs in Erwägung zu ziehen und 
auch Informationen über Ehe-
partner und Unterhaltsberechtigte 
aufzunehmen“.

Im Klartext bedeutet das, dass 
Abgeordnete künftig verpflichtet 
werden sollen, nicht nur die eige-
nen, sondern auch die Vermögens-
verhältnisse von Ehegatten und 
Kindern offenzulegen. Abgesehen 
von der Frage, wie denn ein Abge-
ordneter überhaupt an die Konto-
daten seiner erwachsenen Kinder 
gelangen soll, dürfte sich beim 
Europarat noch nicht herumge-
sprochen haben, dass Abgeordne-
te auch Menschenrechte genießen. 
Ihre Angehörigen erst recht.

Eine solch weitgehende Of-
fenlegungspflicht würde in das 
Grundrecht auf Schutz der Pri-
vatsphäre eingreifen. Und das 
unverhältnismäßig stark, zumal es 
für Beamte keine solche Offenle-
gungspflicht geben soll. Seltsam, 
denn im Gegensatz zu Abgeord-
neten treffen die tatsächlich kor-
ruptionsanfällige Entscheidungen.

Unsinn vom Europarat
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U-Ausschuss wurde vom 
Parlament gebilligt
FPÖ wird diesmal „Abdreh-Versuche“ der Koalition nicht zulassen

Der Antrag von FPÖ und Grünen 
auf Einsetzung eines neuen Euro-
fighter-Untersuchungsausschusses 
ist zum Abschluss der Sondersit-
zung des Nationalrats dem Ge-
schäftsordnungsausschuss zuge-
wiesen worden. In dessen nächster 
Sitzung, vermutlich am 28. März, 
wird dann der Beweisbeschluss ge-
fasst und werden Verfahrensrichter 
und Verfahrensanwalt bestimmt.

Danach fehlt nur noch ein kleiner 
Schritt zum Start. Sobald die Ma-

terie in der nächsten 
Plenarsitzung, ver-
mutlich am 29. März, 
behandelt wird, gilt 
der Ausschuss als ein-
gesetzt.

Kein Abdrehen
„Manchmal muss 

man sich auch zu-
sammenraufen, da-
mit etwas Gutes her-
auskommt“, erklärte 
FPÖ-Klubobmann HC 
Strache bezüglich des 
blau-grünen Antrags 
zu diesem Untersu-
chungsausschuss. Er 
versprach Aufklärung 
auf allen Ebenen. Einem Abdrehen 
des Ausschusses durch vorgezoge-
ne Neuwahlen erteilte HC Strache 

Der erste Schritt für einen 
parlamentarischen Unter-

suchungsausschuss zum Euro-
fighter-Kauf ist gesetzt. FPÖ und 
Grüne haben in der Sondersit-
zung des Nationalrats vergange-
nen Dienstag ein entsprechendes 
Verlangen eingebracht. 
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HC Strache versprach Aufklärung auf allen 
Ebenen in der „Causa Eurofighter“.

eine Absage: Die FPÖ sei Garant 
für eine Fortsetzung des Ausschus-
ses, auch nach einer Wahl.
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„Es ist ein offenes Geheimnis, 
dass die meisten Frauen die Burka 
nicht freiwillig tragen. Da ist ein 
Verschleierungsverbot ein wich-

tiger Schritt für die Betroffenen“, 
erklärte FPÖ-Frauensprecherin 
Carmen Schimanek in Zusammen-
hang mit dem Verschleierungsver-
bot im geplanten Integrationsge-
setz. Sie sehe in einem Verbot auch 
eine Starthilfe für die Integration 
dieser Frauen: „Leider erleben wir 
seit Jahren, dass quer durch Europa 
immer mehr Parallelgesellschaf-
ten entstehen. Da kann ein Schritt 
wie das geplante Verbot Wunder 
wirken, da eine Vollverschleierung 
stets eine Abgrenzung zur Außen-
welt darstellt.“

An die Bundesregierung richtete 
Schimanek den Appell, das Ver-

schleierungsverbot schnell durch-
zuziehen und darin auch jene Per-
sonen mit einer Strafandrohung zu 
versehen, die andere zur Verschlei-
erung zwingen. Viele Länder hätten 
ein Verschleierungsverbot bereits 
umgesetzt und machen damit, wie 
Frankreich und die Schweiz zei-
gen, gute Erfahrungen. Aber auch 
der Senegal und Gabun in Afrika 
hätten bereits ein Verbot umge-
setzt, und das, obwohl der Senegal 
sogar ein mehrheitlich moslemi-
sches Land sei, betonte Schimanek: 
„Dort wurde per Gesetz deklariert, 
dass die Burka nichts mit der Reli-
gion zu tun hat!“

„Burkaverbot“ hilft betroffenen Frauen
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Als ein „rhetorisch schön verpacktes Paket“, versehen mit dem Eti-
kett „Autonomie“, das über die wahren Probleme des Schulall-

tags hinwegzutäuschen versuche, bezeichnete FPÖ-Bildungssprecher 
Wendelin Mölzer die von Rot und Schwarz geplante Reform.

Die aktuellen Vorschläge, wo-
nach Schulen – oder besser gesagt, 
deren Direktoren – künftig mehr 
Autonomie zukommen, sind laut 
Mölzer als „Bündelung politischer 
Macht in Händen des Direktors“ 
zu bewerten, auf Kosten der Hand-
lungsfähigkeit der Lehrer-, Eltern- 
und Schülervertreter.

„Selbst wenn dieser erweiter-
te Handlungsspielraum der Di-
rektionen, der für die jeweiligen 
Schulstandorte entstehen soll, die 
Bedürfnisse der Region und das 
Bildungsangebot widerspiegeln, so 
ist darin kein Autonomiepaket, son-
dern lediglich ein Sparpaket zu er-
kennen“, warnte Mölzer. Denn für 
eine wahre Autonomie bedürfe es 
auch des Zugriffs auf den finanziel-
len, den personellen sowie den pä-

dagogischen Bereich. Diesen suche 
man aber in diesem „rot-schwarzen 
Reformpäckchen“ vergeblich. Die-
se Kritik wurde von der Lehrerge-
werkschaft bestätigt, die neben dem 
Wegfall eines Mitspracherechts der 
Schulpartner vor allem das Dienst- 
und Besoldungsrecht kritisiere.

Weitere Politisierung der Schule
Ein weiterer Kritikpunkt für 

Mölzer ist die damit einhergehende 
Politisierung von Direktorenpos-
ten. Diese erhielten somit künftig 
die Möglichkeit, ohne Kontrolle 
und Mitspracherecht durch Eltern-, 
Lehrer- und Schülervertreter poli-
tische Vorstellungen an der Schule 
durchzusetzen. Im Prinzip handle 
es sich dabei um jenen unausgereif-
ten Entwurf, den bereits die inzwi-

schen gescheiterte SPÖ-Ministerin 
Gabriele Heinisch-Hosek präsen-
tiert hatte.

„Gänzlich außer Acht lässt die-
ser Entwurf die tatsächlichen Pro-
bleme im Schulalltag, die vor al-
lem in der fehlenden Kompetenz 

Bildungsreform wird wieder nichts bringen
Hochtrabende Formulierungen, aber keine Lösungen für die echten Probleme an den Schulen

Bildungsreform geht an den wahren Problemen der Schulen vorbei.

von Sprache und wichtigen Grund-
kenntnissen der Hauptgegenstän-
de liegen“, fügte Mölzer hinzu. Im 
Prinzip laufe das Papier einzig auf 
die Einführung der Gesamtschule 
durch die Hintertür – mit Beihilfe 
der ÖVP – hinaus.
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Heimlicher Ausverkauf 
beim Bundesheer?

Das Bundesministerium für Lan-
desverteidigung und Sport ver-
kauft, wenn man den Aussagen des 
lettischen Verteidigungsministe-
riums glauben darf, diesem Land 
47 Panzerhaubitzen M-109A5Ö 
(Bild). „Statt diese schweren Waf-
fen zu verkaufen, sollten die Waf-
fensysteme in die Miliz verschoben 
werden, um eine Aufwuchsfähig-
keit gewährleisten zu können“, 
forderte der Vorsitzende des Lan-
desverteidigungsausschusses und 
freiheitliche Wehrsprecher Rein-
hard Bösch.

Auch scheine es um die Planung 
im Ressort nicht zum Besten zu 
stehen, betonte Bösch. Denn im 
Zuge der Budgeterstellung Ende 
November 2016 habe SPÖ-Vertei-
digungsminister Hans Peter Dos-
kozil einen Verkauf von lediglich 
34 Panzerhaubitzen M-109A5Ö zu 
einen geplanten Erlös von 3,4 Mil-
lionen Euro angekündigt.

Ob Bundesminister Doskozil 
über die aktuellen Verkaufspläne 
tatsächlich vollumfänglich infor-
miert sei, fragte auch der burgen-

ländische Landtagsabgeordnete 
und Präsident der Bundesheerge-
werkschaft, Manfred Haidinger: 
„Zuerst werden die Kasernen ver-
jubelt, dann die Fahrzeuge und 
dann die schweren Waffen. Ich 
habe den Eindruck, dass die Ge-
neräle dem Bundesminister nicht 
immer alle notwendigen Informati-
onen zukommen lassen. Denn wie 
sonst kann man diesen Verkauf mit 
dem Ziel des Ministers, das Bun-
desheer wieder hochzufahren, da-
mit unser Heer auch seine Aufga-
be gemäß der Verfassung erfüllen 
kann, in Einklang bringen? Aus 
Sicht der Bundesheergewerkschaft 
ist dieser Verkauf zu stoppen.“

Es war einer dieser klassischen 
„Einzelfälle“ im Gefolge der 
Masseneinwanderung des Jah-
res 2015: Im Juni vergangenen 
Jahres gab es im Einsiedlerpark 
in Wien-Margareten einen Rauf-
handel, bei dem Berichten zufol-
ge mehr als zehn Jugendliche be-
teiligt waren. Die Hintergründe 
waren vorerst noch Gegenstand 
polizeilicher Ermittlungen. Aus 
einer Anfragebeantwortung von 
ÖVP-Innenminister Wolfgang 
Sobotka an die FPÖ-Abgeordne-
te Dagmar Belakowitsch-Jene-
wein geht jetzt hervor, dass die 
genaue Anzahl der Beteiligten 
dieser Tat gar nicht festgestellt 
werden konnte, da die meisten 
Personen schon vor Eintreffen 
der Polizei geflohen waren. Unter 
den ausgeforschten Beteiligten 
befanden sich aber ausschließ-
lich ausländische Staatsbürger 
aus Afghanistan, Russland und 
der Türkei – vier davon Asylbe-
rechtigte. Einer war mit einem 
Klappmesser bewaffnet.

Der klassische
Einzelfall

„Basiskonto“ ohne 
jegliche Basisdaten

„Kontoführung darf kein Pri-
vileg sein, sondern muss, ähnlich 
der Freiheit und Gleichheit, zu 
den Rechten jedes Bürgers gehö-
ren“, lautete der Wahlspruch zur 
Einführung des „Basiskontos“ 
für jedermann im Vorjahr. Jetzt 
wollte der FPÖ-Abgeodnete Pe-
ter Wurm von SPÖ-Sozialminist-
rer Alois Stöger wissen, wieviele 
der 150.000 Österreicher, die 
damit beglückt werden sollten, 
schon ein „Basiskonto“ eröffnet 
haben. Die Antwort Stögers fiel 
knapp aus: Er habe dazu keine 
Daten, da die Kreditinstitute ihm 
diese nicht übermitteln müssen. 
Eine diesbezügliche Verordnung 
der Finanzmarktaufsicht sei aber 
in Ausarbeitung. Erste Zahlen 
gebe es daher frühestens 2018.
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FPÖ-ABGEORDNETE DECKEN AUF

Abverkauf beim Heer gestartet.
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Island hat ohne „EU-Zwangshilfe“
die Wirtschaftskrise überwunden
Islands Regierung hat jetzt die letzten Kapitalregulierungsmaßnahmen aufgehoben

Im Gegensatz zu Griechenland schickten die Isländer zu Ausbruch 
der Finanz- und Wirtschaftskrise marode Banken in den Konkurs, 

werteten ihre Währung ab und ließen sich von Brüssel nicht zu einem 
„Hilfsprogramm“ gängeln. Jetzt hat die Regierung die im Zuge der 
Finanzkrise von 2008 verhängten Kapitalkontrollen aufgehoben.

Die isländische Regierung hatte 
die Restriktionen 2008 als Reak-
tion auf die Finanzkrise verhängt, 
um eine Kapitalflucht zu verhin-
dern und einen Kollaps der isländi-
schen Krone zu verhindern. Island 
war durch die Verwicklung seiner 
Banken schwer von der Finanzkri-
se betroffen. Die Kapitalkontrollen 
beschnitten das Recht der Isländer 
zum Erwerb von Eigentum im Aus-
land und zum Tausch der Krone in 
ausländische Devisen. Gleichzeitig 
machten sie das Land für ausländi-
sche Investoren unattraktiv. 

Falsche EU-Horroszenarien
Die Abwertung der eigenen 

Währung hatte die Isländer zwei-
fellos hart getroffen. Aber die Ab-
wertung erwies sich als Medizin 
für die isländische Wirtschaft und 
schuf nicht jene von der EU prog-
nostizierten Horrorszenarien, wo-
nach Island auf Jahrzehnte ver-
armt bliebe, einen Großteil seiner 
Bevölkerung durch Auswanderung 
verlieren würde und zu Hause mit 
hoher Arbeitslosigkeit zu kämpfen 
hätte.

Um an EU-Hilfe zu gelangen, hät-
te sich Island den Forderungen aus 
Brüssel unterwerfen, alle EU-Richt-
linien umsetzen, seine Fisch- 
gründe für EU-Fangflotten öffnen, 
den Euro einführen und leichtsin-
nige EU-Sparer entschädigen müs-
sen, die durch den Konkurs der 
größten Bank, der „Icesave“ um 
ihre Einlagen umfielen.

Die Rosskur zeigt Wirkung: Die explodierende Staatsverschuldung (gemes-
sen am BIP) seit der Finanzkrise 2008 konnte bis 2016 fast halbiert werden.

Zu ihrem Glück haben sich die Isländer gegen eine „Rettung durch die EU“ ausgesprochen. Neun Jahre nach Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskri-
se steht Island sogar besser da als die meisten Euro-Länder, die jetzt um ihre Milliarden zur „Griechenland-Hilfe“ und „Euro-Rettung“ zittern müssen.
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Niederlande erhöhen
Reisewarnung für Türkei

Der türkische Präsident Recep 
Tayyip Erdogan hat den Nieder-
landen am vergangenen Sonntag 
Konsequenzen für die Ausweisung 
der Familienministerin angedroht: 
„Wir werden ihnen eine Lektion 
in internationaler Diplomatie er-
teilen.“ Die Niederlande würden 
für den Schaden, den sie den Be-
ziehungen mit der Türkei zugefügt 
hätten, einen hohen Preis bezahlen. 
Er forderte sogar die internationale 
Staatengemeinschaft auf, Sanktio-
nen gegen die Niederlande zu ver-
hängen.

Zudem griff der türkische Prä-
sident in seiner Tirade gegen die 
Niederländer zu Nazi-Verglei-
chen. „Ich dachte, der Faschismus 
sei vorbei, aber ich lag falsch. Der 
Nazismus ist im Westen lebendig“, 
rief Erdogan der Menge in Istanbul 
zu, die zu der Werbeveranstaltung 
für das umstrittene Referendum ge-
strömt war.

Diese Botschaft übernahm auch 
die staatlich gelenkte türkische 
Presse mit Aufmachern wie „Fa-

schistisches Europa“ oder „Das 
sind die Überbleibsel der Nazis“.

Die Niederlande selbst haben die 
offiziellen Warnhinweise für Tür-
kei-Reisende verschärft. Das Au-
ßenministerium verweist auf seiner 
Website auf die jetzigen diploma-
tischen Spannungen mit dem Land 
hin. Niederländische Touristen 
werden aufgefordert, in der Türkei 
größere Menschenversammlungen 
sowie volle Plätze zu meiden. Von 
Reisen in die Türkei wird aber ge-
nerell – noch – nicht abgeraten.

Erdogan droht Niederlanden.

Recherchen für ein Buch des 
„Welt“-Journalisten Robin Al-
exander haben nun wichtige 
und erschütternde Details zum 
„Flüchtlings-Deal“ mit der Tür-
kei aufgedeckt: Demnach hat die 
deutsche Kanzlerin Angela Mer-
kel gemeinsam mit Niederlan-
des Premier Rutte der Türkei im 
März vorigen Jahres zugesagt, 
150.000 bis 250.000 Migranten 
pro Jahr aus der Türkei direkt 
nach Europa zu holen. 

Das Pikante daran: Diese Zah-
len wurden gegenüber den ande-
ren EU-Staaten verschwiegen. 
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FÜR ÖSTERREICH IM EU-PARLAMENT

Türkei-Deal: Merkel 
verschwieg Zahlen

„Die volle Wahrheit mutete Mer-
kel den Deutschen nicht zu“, titelt 
die „Welt“. Auch sei das Geschäft 
kein überraschender Vorschlag 
der Türkei gewesen, sondern 
schon am Tag zuvor mit Erdogans 
Premier ausgehandelt worden.

Der ganze „Türkei-Deal“ war 
de facto ein verantwortungsloser 
Alleingang der deutschen Kanz-
lerin. Da wundert deren Tür-
kei-Politik wirklich nicht mehr: 
Zuerst das Schweigen, als Erdog-
an nach dem Putsch mit massiven 
Verletzungen von Rechtsstaat und 
Demokratie reagierte. Jetzt der 
knieweiche Kurs gegenüber den 
Millionen Türken in Deutsch-
land und Europa, die Erdogan 
für seine Zwecke instrumenta-
lisiert. Und die sich – das muss 
man auch sagen – zu einem viel 
zu großen Teil auch instrumen-
talisieren lassen. Selbst schuld: 
In Deutschland kann man ganz 
offen für eine Präsidialdiktatur 
eintreten, solange sie nur isla-
misch ist – und genießt dafür das 
Vertrauen der Kanzlerin.

Harald Vilimsky
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KURZ UND BÜNDIG

Österreich musste sich 2016 laut einer Stu-
die des Europäischen Gewerkschaftsbundes 
mit einer Lohnsteigerung von 0,32 Prozent 
begnügnen. Damit liegt das Land auf dem 
fünftletzten Platz in der EU. Der Studie zu-
folge haben sich die Löhne in den vergange-
nen acht Jahren in den 28 EU-Staaten völlig 
unterschiedlich entwickelt. In 18 Staaten 
inklusive Österreich habe es zwar nominelle 
Anstiege gegeben, die aber nach Berücksich-
tigung der Inflation real in Verluste umschlu-
gen. In lediglich drei Ländern der Union – Deutschland, Polen und Bulga-
rien – konnten sich die Arbeitnehmer über reale Lohnsteigerungen freuen. 

„Die EU-Zahlungen an die Türkei müssen 
sofort gestoppt werden“, forderte Harald Vi-
limsky, Delegationsleiter der FPÖ im Euro-
paparlament. Da die Europäische Union for-
mal ja immer noch mit dem Erdoğan-Regime 
über einen EU-Beitritt verhandle, fließen 
unter dem Titel „Heranführungshilfe“ nach 
wie vor Millionen Euro an die Türkei. Es sei 
blanker Hohn, dass rund 1,6 Milliarden Euro 
davon für „den Ausbau von Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit“ vorgesehen sind. „Es 
geht nicht an, dass eine islamistische Qua-

si-Diktatur, deren Führung immer wieder wilde Beschimpfungen gegen-
über EU-Staaten ausstößt, dafür auch noch belohnt wird“, sagte Vilimsky.

Kein EU-Geld für Türkei

Lohnverluste in Europa
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Island hat ohne „EU-Zwangshilfe“
die Wirtschaftskrise überwunden
Islands Regierung hat jetzt die letzten Kapitalregulierungsmaßnahmen aufgehoben

In zwei Volksabstimmungen 
wiesen die Isländer diese „EU-Hil-
fe“ zurück und entschieden sich da-
für, die Krise selbst zu meistern.

Abwertung als Heilschock
Und so wanderten nur wenige 

Isländer im Zuge der Wirtschafts-
krise aus, durch Einwanderung aus 
Europa wuchs die isländische Be-
völkerung insgesamt sogar leicht. 
Der Konjunktureinbruch fiel mit 
3,5 Prozent deutlich milder aus als 
zu Beginn der Krise befürchtet. 
Selbst am Ende der Wirtschafts-
krise hatte Island immer noch ein 

Die Rosskur zeigt Wirkung: Die explodierende Staatsverschuldung (gemes-
sen am BIP) seit der Finanzkrise 2008 konnte bis 2016 fast halbiert werden.

Zu ihrem Glück haben sich die Isländer gegen eine „Rettung durch die EU“ ausgesprochen. Neun Jahre nach Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskri-
se steht Island sogar besser da als die meisten Euro-Länder, die jetzt um ihre Milliarden zur „Griechenland-Hilfe“ und „Euro-Rettung“ zittern müssen.
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Pro-Kopf-Einkommen von 39.668 
US-Dollar – und damit etwas mehr 
als Länder wie Großbritannien oder 
Neuseeland.

Selbst die Inflationsrate, die zwi-
schenzeitlich auf 18 Prozent ange-
stiegen war, fiel schnell wieder auf 
moderate Werte zurück. Noch bes-
ser jedoch war die Entwicklung der 
isländischen Handelsbilanz. Denn 
Island konnte zum ersten Mal seit 
Jahren wieder einen Handelsbilanz- 
überschuss erwirtschaften – und 
genau das war ja auch das Ziel der 
Abwertung. Irland und Griechen-
land hatten diese Möglichkeit in ih-
rer Euro-Schuldenkrise nicht.

Beste Wirtschaftsdaten
Ein florierender Tourismus und 

Investitionen sorgten im vergan-
genen Jahr für einen Rekordauf-
schwung. Vorläufigen Zahlen zufol-
ge legte das Wirtschaftswachstum 
2016 um 7,2 Prozent zu. Zuletzt 
verzeichnete auch Islands Wäh-
rung den höchsten Stand seit der 
Finanzkrise: Innerhalb der vergan-
genen zwei Jahre hat Islands Krone 
24 Prozent an Wert gewonnen und 
ist so wertvoll wie zuletzt im Jahr 
2008. Einige Ökonomen warnen 
bereits vor einer Überhitzung der 
isländischen Wirtschaft.

Das würde man wohl auch gerne 
aus Athen hören.
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Hungerkatastrophe durch 
Machtkämpfe in Afrika

In einem dramatischen Ap-
pell hat UNO-Nothilfekoordina-
tor Stephen O’Brien den UNO-Si-
cherheitsrat zur Hilfe für Millionen 
hungernder Menschen aufgerufen. 
Nach seinen Worten droht rund 20 
Millionen Menschen in vier Län-
dern der Hungertod, sollte sich die 
internationale Gemeinschaft nicht 
zu einer größeren Hilfsaktion ent-
schließen. O‘Brien hatte den Je-
men, Südsudan, Somalia und den 
Norden Nigerias besucht und sich 
ein Bild von der Lage gemacht. In 
allen diesen Ländern wird die Hun-
gerkatastrophe von bürgerkriegs-
ähnlichen Zuständen verursacht. 

Nach Auffassung der Vereinten 
Nationen befindet sich das Zent-
rum dieses Sturms in dem seit 2011 
unabhängigen Südsudan. Die dorti-
ge Regierung will aus der Not und 
dem erwarteten Hilfsprogramm 
Kapital schlagen. So will das Ar-
beitsministerium in der Hauptstadt 
Juba die Gebühren für eine Arbeits-
erlaubnis ausländischer Hilfskräfte 
von 100 auf 10.000 Dollar erhöhen.

Vor wenigen Tagen ordnete die 
Regierung den Abzug aller Hilfs-
werke aus einer Region in der von 
der Hungersnot am schlimmsten 
betroffenen Unity-Provinz an. Die 
Armee bereite einen Angriff gegen 
die Rebellen vor, hieß es zur Be-
gründung. Der jüngste Bürgerkrieg 
im Südsudan begann vor drei Jah-
ren mit einem Konflikt zwischen 
Kiir Mayardit, der dem Mehrheits-
volk der Dinka angehört, und sei-
nem Stellvertreter Riek Machar, ei-
nem Nuer.

Hungersnot durch Bürgerkriege.
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türken gegen ihre Gastländer auf-
hetzt. Die EU muss sämtliche Zah-
lungen an die Türkei sofort einstel-
len. Scheinbar ist ein Körperteil 
in Brüssel völlig unbekannt: das 
Rückgrat. Von Charakter, Intelli-
genz usw. möchte ich in diesem Zu-
sammenhang nicht schreiben…

Stephan Pestitschek, Strasshof 

Neuer Pass, alte Heimat?
Ohne die verdeckte Möglichkeit 

einer Doppelstaatsbürgerschaft zu 
haben, hätten wir die Probleme mit 
Erdogan auch nicht! Wenn jemand 
auf seine frühere Staatsangehö-
rigkeit wert legt, beweist er damit, 
dass er hier noch nicht angekom-
men ist! Anders formuliert, um die 
österreichische Staatsbürgerschaft  
wird nur angesucht, um an den Vor-
teilen eines demokratischen Landes 
mit seinem sozialen Standard mit-
partizipieren zu können, ohne die-
ses als neue Heimat zu betrachten!

Stephan Szekely, Wien

Leserbriefe

TERMINE LESER AM WORT
Grüner Parteisoldat

Extremismus ist zweifelsohne ein 
Thema, das unseren Schülern nä-
hergebracht werden muss. Dass in 
einem Linzer Gymnasium als Vor-
tragender ein grüner Parteisoldat 
hierfür ausgewählt wurde, wirkt 
befremdlich. Dass dann genau 
dieser seine verantwortungsvolle 
Aufgabe missbraucht und eine im 
Parlament vertretene Partei mit 
Extremismus in Verbindung bringt, 
zeigt das wahre Gesicht dieser Po-
litiker. Leider wieder ein trauriger 
Beweis dafür, wer es nicht aufgibt, 
unsere Gesellschaft zu spalten. Ge-
sinnungspolitik, egal welcher Sei-
te zurechenbar, hat in einer Schul-
klasse nichts verloren.

Christian Deutinger, Kematen

Deutschpflicht an Schulen
Auch wenn Verfassungsrechtler, 

die von linker Seite für Gutachten 
bezahlt werden, zu anderen Ansich-
ten gelangen mögen: Schulen sind 
keine privaten Freizeitklubs, son-
dern öffentliche Institutionen, die Leserbriefe: redaktion.nfz@fpoe.at

mit Steuergeldern finanziert werden 
und in denen rigoros jenes „Mob-
bing“ zu bekämpfen ist, das unse-
re Kinder und Enkelkinder täglich 
erleiden müssen, wenn sie in einer 
Pflichtinstitution im eigenen Land 
während der Pausen durch fremd-
sprechende Gruppen in unerträg-
licher Weise ausgegrenzt werden. 
Diese massiven Fehlentwicklungen 
sind es, die durch Deutschpflicht 
sofort zu stoppen sind!

Hans Mayer (via E-Mail)

Erdogans Nazivergleich
Dass gerade die Holländer vom 

Türkenpräsidenten Erdogan als 
Nazis und Faschisten bezeichnet 
werden, ist mehr als absurd. Das 
zeigt, dass Erdogan überhaupt kei-
ne Gschichtskenntnisse hat. Die 
Niederlande mussten im Zweiten 
Weltkrieg sehr unter den Nazis lei-
den. Es wäre wünschenswert, dass 
die Politiker aller EU-Länder mehr 
Rückgrat zeigen und sich nicht von 
diesem „Sultan Erdogan“ scham-
los erpressen lassen.

Ernst Pitlik, Wien

Stoppt den Hetzer!
Jetzt kann die EU zeigen, wie 

man mit einem Aggressor umgeht. 
Es kann nicht sein, dass ein ori-
entalischer Möchtegern-Diktator 
ganz Europa beschimpft und be-
droht, in fremden Ländern seine 
Auftritte macht und die Auslands- 
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„Blauer Hausball“ 
der FPÖ Simmering18

MÄRZ

Die FPÖ Simmering lädt am 
Samstag, dem 18. März 2017, zum 
„Blauen Hausball“ ins Schloss 
Thürnlhof (Münnichplatz 5, 1110 
Wien). Einlass: 19.00 Uhr, Beginn: 
20.00 Uhr. Karten- und Tischreser-
vierungen bei Katharina Krammer: 
Tel.Nr.: 0664-2833183 oder: katha-
rina.krammer@fpoe-simmering.at

Die FPÖ-Bezirksgruppe Simmering lädt zum

Blauen   Hausball
Samstag, 18. März 2017
Einlass 19 Uhr - Eröffnung 20 Uhr

Schloss Thürnlhof
Münnichpl. 5, 1110 Wien

Große Tombola

Mitternachtseinlage

Ehrenschutz: Heinz Christian Strache
Bundesparteiobmann

Für Unterhaltung sorgt

„Chris“
Der Musikant mit Leib und Seele

Eintritt:
           Vorverkauf: 25,-
           inkl. Backhendl-Buffet
           Abendkassa: 28,-

Karten, bzw. Tischreservierungen erbeten bei BV-Stv. Katharina Krammer
unter 0664 283 31 83 oder katharina.krammer@fpoe-simmering.at

Die FPÖ Landstraße lädt am Mitt-
woch, dem 29. März 2017, zu ih-
rem Stammtisch ins Bezirkspartei-
lokal (Am Modenapark 8-9, 1030 
Wien). Referentin: FPÖ-Stadträtin 
Ursula Stenzel. Beginn: 19.30 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Dienstag, dem 4. April 2017, zu 
ihrem Stammtisch ins Gasthaus 
„Auszeitstüberl“ (Grillgasse 20, 
1110 Wien). Referentin: FPÖ-Na-
tionalratsabgeordnete Jessi Lintl. 
Beginn: 19:00 Uhr

Stammtisch der 
FPÖ Landstraße

Stammtisch der 
FPÖ Simmering

Bürgerversamm-
lung in Favoriten

Seniorenstamm-
tisch in Simmering

16

21

MÄRZ

MÄRZ

Auf Verlangen der FPÖ-Favori-
ten findet am Donnerstag, dem 16. 
März 2017, eine Bürgerversamm-
lung zur öffentlichen Beleuchtung 
in Favoriten in der Volkshochschu-
le Per-Albin-Hansson Siedlung 
Ost (Ada-Christen-Gasse 2B, 1100 
Wien) statt. Beginn: 18.00 Uhr.

Die FPÖ Simmering lädt am 
Dienstag, dem 21. März 2017, zu 
ihrem Seniorenstammtisch ins 
Gasthaus „Auszeitstüberl“ (Grill-
gasse 20, 1110 Wien). Referentin: 
FPÖ-Familiensprecherin Anneliese 
Kitzmüller. Beginn: 15.00 Uhr.

29

5

MÄRZ

APRIL
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Unzufriedenheit mit der Bildungspolitik 
Eine aktuelle Studie der Wie-

ner Schülerunion „Vielfalt“ zeich-
net ein düsteres Bild des Wiener 
Schulalltages. Demnach fühlt sich 
jeder zweite Lehrer nicht auf die 
aktuelle Flüchtlingsproblematik in 
Wien vorbereitet und wünscht sich 
Sozialarbeiter als Unterstützung in 
der Schule. Nur sieben Prozent der 
Lehrer sind mit dem gegenwärti-
gen Zustand zufrieden.

81 Prozent aller Befragten spre-
chen sich für Vorbereitungsklassen 
aus, in denen Flüchtlinge vor dem 
Regelunterricht Deutsch lernen. 
Unter den Schülern sind es sogar 84 
Prozent. „Das fordert die FPÖ-Wi-
en seit Jahren – endlich gibt es eine 
unabhängige Studie unter Betroffe-
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Krauss sieht in der Studie alle
Forderungen der FPÖ bestätigt.

nen, die die Sinnhaftigkeit der ge-
forderten Maßnahmen bekräftigt“, 
erklärte der FPÖ-Bildungs- und Ju-
gendsprecher Maximilian Krauss.

Erschreckend an der Studie sei 
zudem, dass das derzeitige System 
als „nicht befriedigend“ bezeichnet 
werde. „Das ist ein furchtbares Er-
gebnis, da ein negativ wahrgenom-
menes Schulsystem allen Schülern 
den Spaß am Lernen verdirbt“, 
analysierte Krauss. Er unterstütze 
im Wesentlichen die Forderungen 
der Schülerunion, da sie denen der 
Freiheitlichen entsprächen: „Kin-
der und Jugendliche sind besser zu 
unterrichten – schließlich ist Bil-
dung der Schlüssel für ein selbst-
bestimmtes Leben.“

FPÖ: Entschädigung für
alle Misshandlungsopfer!
Nach Kinderheimen auch Missbrauchsvorfälle in Wiener Psychiatrien

Laut der Studie wurden im Pa-
villon 15 am Steinhof sowie in der 
Rett-Klinik Kinder und Jugendli-
che mangels guter Versorgungs- 
und Betreuungsverhältnisse über 
Jahrzehnte Opfer eines Gewaltsys-
tems, wie es bereits von ehemaligen 
städtischen Kinder- und Jugendhei-
men hinlänglich bekannt ist. Über 
30 Jahre lang wurden viele Zög-
linge etwa im Schloss Wilhelmi-
nenberg schwer misshandelt und 
missbraucht – die Opfer berichte-
ten von nachgewiesenen, unglaub-
lichen Zuständen, von jahrzehnte-
langem geduldeten Missbrauch der 
Jugendlichen. 

Schweigen der SPÖ
„Es ist erschreckend, dass die-

ser gewalttätige Umgang in Be-
treuungseinrichtungen der Stadt 
Wien bis in medizinische Einrich-
tungen hinein gängiger Usus ge-
wesen zu sein scheint“, empörte 
sich FPÖ-Klubobmann Dominik 
Nepp. Es sei für ihn absolut unver-
ständlich, dass die Wiener SPÖ bis 
heute keine Anstalten mache, die 
Opfer dieser Willkür in Heimen 

Die letzte Woche präsentierte 
Studie über die Unterbrin-

gung von Kindern und Jugendli-
chen in Wiener Psychiatrien zwi-
schen 1945 und 1989 zeigte ein 
weiteres düsteres Kapitel in Sa-
chen Kinder- und Jugendbetreu-
ung der Stadt Wien auf.

Nepp fordert Entschädigung für alle Missbrauchsopfer in Wien.

zu entschädigen oder diese über-
haupt anzuerkennen. Weder gebe 
es eine Gedenktafel für die Opfer 
noch wurden die Verantwortlichen 
zur Rechenschaft gezogen, kitisier-
te Nepp: „Ich fordere die rot-grüne 
Stadtregierung auf, dafür Sorge zu 
tragen, dass allen Opfern in städti-
schen Kinder- und Jugendheimen 
eine Opferrente zuerkannt werden 
soll, wie auch den Opfern in medi-
zinischen Einrichtungen.“
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Ein Frühlingstag im Wurschtl-
prater. Auf einem sonnigen Ban-
kerl zwei Herren, die sich über 
den nahen Toboggan unterhalten. 
Ich höre in gebührendem Abstand 
zu und erfahre Interessantes. 
Nämlich dass ein Toboggan ei-
gentlich ein Transport-Schlitten 
der nordamerikanischen Indianer 
ist. 

Dann sind die beiden vom To-
boggan zum Erdogan übergegan-
gen, was rein phonetisch logisch 
ist. Sie haben sich über das stum-
me „g“ unterhalten, dass man es 
eigentlich mit einem verkehrten 
Dacherl oben drauf schreibt und 
dass besagter Herr in Wien Wahl-
propaganda machen will. 

Da hat der eine der beiden ge-
meint, man möge doch an Stelle 
der vielen diplomatischen Kopf-
stände den Herrn E. einfach fra-
gen, wieso denn so viele seiner 
Landsleute nicht daheim, sondern 
lieber in Deutschland, Holland 
und Österreich leben. Wären sie 
einfach zu Hause, gäb’s das ganze 
Theater nicht.

Die zwei haben recht. Warum 
leben so viele Türken bei uns? 
Warum leben nicht ebensoviele 
Österreicher in der Türkei? 

Ob’s der Herr Erdoan weiß? 
Und ob er’s auch sagt?

Vor allem aber, schlug der eine 
vor, möge man ihn doch zum Hi-
nauffahren einladen. Man kann 
nämlich von oben so herrlich – 
hinunterrutschen.

Toboggan

WIENER SPAZIERGÄNGE

von Hannes Wolff
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„In Niederösterreich 
herrscht ein großer 
Mangel an Pflege- und 
Betreuungspersonal“, 
schlägt der frei-
heitliche Ge-
sundheitsspre-
cher Martin 
Huber Alarm. 
Die FPÖ will den skandalösen 
Zuständen ein Ende setzen, den 
Lehrberuf „Pflege und Betreuung“ 
stärken und ein spezielles Arbeits-
zeitmodell für die 24-Stunden-Pfle-
ge schaffen. 

Scharfe Kritik seitens der Frei-
heitlichen erntete der Grüne Land-
tagsabgeordnete Daniel Zadra, weil 
er den Vorarlberger Familienzu-
schuss in Frage stellte und als „Re-
likt“ bezeichnete. „Für uns kommt 
eine Abschaffung oder Kürzung des 
Familienzuschusses überhaupt nicht 
in Frage. Der Familienzuschuss 
als Wertschätzung der Familie als 
wichtigstes Fundament der Gesell-
schaft muss nicht nur erhalten blei-
ben, sondern muss in Richtung des 
FPÖ-Elterngeldes weiter ausgebaut 
werden“, fordert die FPÖ-Famili-
ensprecherin Cornelia Michalke.

Familienzuschuss

STEIERMARK

NIEDERÖSTERREICH

Pflegeberuf stärken

Die steirische Landesregierung 
beschloss letzte Woche nun die 
endgültige Schließung von drei 
Kleinschulen. Konkret betroffen 
sind die Volksschulen Falkenstein 
im Bezirk Weiz, Etmißl im Bezirk 
Bruck-Mürzzuschlag und Augra-
ben in der Gemeinde Semriach. 
Aus freiheitlicher Sicht sind die 
beschlossenen Schließungen eine 
schwerwiegende Fehlentschei-
dung: „SPÖ und ÖVP sind nicht 
bereit, in die Regionen und deren 
Infrastruktur zu investieren, statt-
dessen haben sie sich offensicht-
lich dazu entschlossen, der ländli-
chen Bevölkerung sukzessive die 
Lebensgrundlage zu entziehen. 
Anstatt Schulstandorte wegzurati-
onalisieren, wäre es ein Gebot der 
Stunde, endlich wirksame Maßnah-
men für den Erhalt des ländlichen 
Raumes zu setzen“, so FPÖ-Bil-
dungssprecher Hannes Amesbauer. 

Schulschließungen

Die anhaltenden Forderungen 
nach einer Abschaffung der Ver-
gnügungssteuer nehmen FPÖ-Lan-
desparteiobmann Markus Abwerz-
ger und FPÖ-Landesklubobmann 
Rudi Federspiel zum Anlass, darauf 
zu verweisen, dass die FPÖ bereits 
im Jahr 2014 einen diesbezüglichen 
Antrag im Landtag eingebracht hat, 
dieser aber damals von der ÖVP 
und den Grünen ausgesetzt wur-
de. „Fakt ist, dass die ÖVP und 
die Grünen eine Abschaffung ver-
hindern wollen, wohl in Hinblick 
auf die Macht gewisser schwarzer 
Ortskaiser“, erwähnte Abwerzger 
in diesem Zusammenhang. 

Markus Abwerzger

TIROL

Vergnügungssteuer 
jetzt abschaffen!

Martin Huber

VORARLBERG

BURGENLAND
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Das neue burgenländische 
Mindestsicherungsgesetz 

„Deckel drauf“ soll den Miss-
brauch der Sozialleistungen in 
Zukunft verhindern. 

Die burgenländischen Koaliti-
onsparteien SPÖ und FPÖ konn-
ten letzte Woche den Abschluss 
der Verhandlungen über das neue 
Mindestsicherungsgesetz „Deckel 
drauf“ verkünden. Die freiheitliche 
Handschrift ist bei diesem Gesetz 
deutlich sichtbar. 

Zweckentfremdung verhindern
Die Kernpunkte: Deckelung von 

1.500 Euro pro Haushalt (Bedarfs-
gemeinschaft), Wartefrist von fünf 
Jahren (rechtmäßiger Aufenthalt 
in Österreich) bis zum vollen An-
spruch, Sach- statt Geldleistungen, 
Kürzungen bei Integrationsverwei-
gerung und Sanktionen bei Arbeits-
unwilligkeit. Die FPÖ zeigt sich 
überaus zufrieden. „Wir stellen 

sicher, dass es einen Unterschied 
zwischen jenen gibt, die wollen, 
und jenen, die nicht wollen. Sei 
es in Sachen Integration oder Er-
werbstätigkeit. Gleichzeitig schaf-
fen wir einen Unterschied zwi-
schen jenen Haushalten, in denen 

Erwerbstätige wohnen, und jenen, 
die nur von Sozialleistungen leben. 
Zudem ist die Konzentration auf 
Sachleistungen wichtig, um zu ver-
hindern, dass Steuergelder zweck- 
entfremdet werden“, erläuterte 
FPÖ-Klubobmann Géza Molnár.

Neues Mindestsicherungsgesetz 
trägt freiheitliche Handschrift
Zweckentfremdung von Steuergeldern soll künftig verhindert werden

Im Zuge der „Aktuellen Stun-
de“ vergangene Woche im Kärnt-
ner Landtag zum Thema „Mehr 
Fairness für Mieter und Häuslbau-
er – Wohnbauförderung NEU“ er-
klärten der Kärntner FPÖ-Landes-
parteiobmann Landesrat Gernot 
Darmann und FPÖ-Klubobmann 
Christian Leyroutz, dass die FPÖ 

endlich Lösungen für leistbares 
Wohnen umsetzen wolle. Die der-
zeitigen Zinsniveaus, die hohen 
Auflagen und die für Bürger unver-
ständlichen Richtlinien würden die 
Wohnbauförderung uninteressant 
machen.

„Wir brauchen eine einfache und 
unbürokratische Förderung, damit 
wieder mehr Eigentum geschaf-
fen wird“, hält Darmann fest. Mit 
Dringlichkeitsanträgen fordert die 
FPÖ eine rasch umsetzbare Lösung 
für Kärntner Häuslbauer sowie mehr 
Transparenz bei den Wohnbauge-
nossenschaften und Änderungen des 
Wohnbauförderungsgesetzes.

„Mit unserem Antrag wollen 
wir in Kärnten analog zum Hand-
werkerbonus im Bereich des pri-
vaten Eigenheimbaus einen nach 
Einkommen gedeckelten ‚Häusl-
bauerbonus‘ einführen“, betonte 
Leyroutz. Die Häuslbauer müssten 
dazu offizielle Rechnungen vorle-
gen und würden dann eine Direkt-
förderung bekommen.

Mit unbürokratischen Förderun-
gen zu leistbarem Wohnraum.

Leistbares Wohnen fördern
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Geza Molnar (r.) mit SPÖ-Soziallandesrat Norbert Darabos.
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Neues FPÖ-Quartett
in der Stadt Salzburg
Arbeit zu freiheitlichem Programm für Gemeinderatswahl gestartet

Nach der Korruptionsanklage 
gegen Salzburgs SPÖ-Bürgermeis-
ter Heinz Schaden ist die Stadtre-
gierung wohl kaum noch hand-
lungsfähig. Die einzige Leistung 
besteht noch darin, Ideen von den 
Freiheitlichen Ideen abzukupfern. 
Jedoch nicht nur deshalb werden 
die Freiheitlichen bei den kom-
menden Gemeinderatswahlen so 
stark werden, dass kein Weg an der 

FPÖ vorbei führen wird. „Es wird 
in Zukunft kein nicht-freiheitliches 
Thema mehr geben. Wir werden 
uns programmatisch und personell 
breit aufstellen und bürgerorien-
tierte Lösungsstrukturen anbieten, 
um nach der Wahl Regierungs-
verantwortung zu übernehmen“, 
betonte FPÖ-Stadtparteiobmann 
Andreas Reindl. 

„Blaue Leitlinien“ für Salzburg
Dazu präsentierte er drei neue 

Persönlichkeiten, die mit ihm und 
in enger Zusammenarbeit mit der 
Landespartei an der Konzeption 
von Leitlinien freiheitlicher Politik 

Klubobmann und Stadtchef 
Andi Reindl stellt sein Vie-

rer-Team für die programmati-
sche Arbeit der FPÖ in der Stadt 
Salzburg vor.

in der Stadt Salzburg arbeiten wer-
den. Dabei handelt es sich um die 
22-jährige Studentin Julia Schmitz-
berger, den Juristen Robert Altbau-
er und Hautarzt Manfred Fiebiger.

Mit dieser erweiterten Mann-
schaft decke die FPÖ das breite 
Spektrum der Politik ab und werde 
bis zu den Gemeinderatswahlen ein 
Handbuch freiheitlicher Stadtpoli-
tik präsentieren, sagte Reindl: „Es 
braucht eine starke FPÖ, die sich 
mit Kompetenz und Leidenschaft 
für die Salzburger einsetzt. Wir 
sind die Zukunft der Stadt Salzburg 
und freuen uns auf die bevorste-
henden Herausforderungen.“

Fo
to

: F
PÖ

 S
ta

dt
 S

al
zb

ug

Tanzperformances, Aktions-
tage, Gleichheits- und Teilha-
be-Forderungen zum Weltfrau-
entag drücken wohl nicht aus, 
welche Probleme Frauen heutzu-
tage wirklich haben.

Da wäre die Lücke zwischen 
dem Lohn einer Mutter, die ihr 
unter dreijähriges Kind selbst er-
zieht und den Kosten eines staat-
lichen Betreuungsplatzes.

Oder Sexismus gegen Frauen, 
der allerdings nichts mit der Dar-
stellung von Frauen in der Wer-
bung, sondern mit nach Europa 
zuwandernden, frauenverachten-
den Kulturen zu tun hat - und wir 
Frauen uns morgens und abends 
alleine an Bahnhöfen unwohl 
fühlen! Es braucht den Weltfrau-
entag mehr denn je, aber völlig 
anders als bisher!

Der Weltfrauentag darf kein 
Tag sein, an dem sich Frauen in 
der Opferrolle suhlen und jungen 
Mädchen angeraten wird, typi-
sche Männerberufe zu erobern, 
nur um auch Frauen im Stahlwerk 
oder am Bau beschäftigt zu wis-
sen. Genauso wenig helfen Pro-
jekte wie gratis Fliegenfischkurse 
für Frauen, um diese ach so star-
ke Männerdomäne zu erobern. 
Anscheinend ist für frustrierte 
Kampfemanzen die weibliche 
Welt nur dann in Ordnung, so-
lange Frau an ihrer Optimierung 
zum besseren Mann arbeitet.

Das ist jedoch falsch! Denn 
eine selbstsichere Frau verwischt 
oder leugnet nicht den Unter-
schied zwischen Mann und Frau, 
sondern betont ihn. Der Weltfrau-
entag sollte ein Synonym sein, zu 
erkennen, was eine Frau tagtäg-
lich schafft, wie sie sich einbringt 
für Kinder, Haushalt, Partner, 
Job,… bis ans Ende ihrer Kräfte, 
ohne ein Dankeschön und Lob!

Weltfrauentag anders

Marlene Svazek
FPÖ-Landesparteiobfrau Salzburg
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SALZBURG

Der Welser Grün-Politiker Tho-
mas Rammerstorfer referierte 
vor 70 Schülern der 8. Klasse des 
BORG Honauerstraße über ak-
tuelle Erscheinungsformen von 
Extremismus: Salafisten, Staats-
verweigerer, Graue Wölfe – und 
auch Burschenschaften und die 
FPÖ. Dabei, so heißt es, sollen die 
Freiheitlichen unter anderem mit 
der Terrororganisation Islamischer 
Staat in Verbindung gebracht wor-
den sein. Der FPÖ-Abgeordnete 
Roman Haider sorgte dafür, dass 
der Vortrag abgebrochen wurde. 

„Es ist eine Frechheit, eine Natio-
nalratspartei mit Extremismus in 
Zusammenhang zu bringen. Ex-
tremismus bedeutet, Demokratie 
abzulehnen. Das lasse ich mir nicht 
unterstellen. Solche Ansichten ha-
ben an einer Schule nichts verlo-
ren“, empörte sich Haider.

Auch der FPÖ-Bundesrat Mi-
chael Raml berichtete davon, „dass 
regelmäßig Schüler, die aus Angst 
vor Repressionen anonym bleiben 
wollen, melden, dass auch im re-
gulären Unterricht gegen die FPÖ 
gehetzt wird.“

Politische Indoktrinierung
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Haider: „Hetze gegen die FPÖ 
hat an Schulen nichts verloren!“

Salzburgs FPÖ-Stadtparteiobmann Andreas Reindl (2.v.r.) mit seinem neuen Programm-Team:
Manfred Fiebiger, Julia Schmitzberger und Robert Altbauer (im Bild von links).

LÄNDER-
SACHE
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Medien wurde die Skandalsen-
dung entsprechend kommentiert. 
„Unzensuriert.at“ bemerkte, „dass 
Strache die ORF-Moderatorin 
praktisch bei jeder gestellten Fra-
ge korrigieren musste, weil diese 
teils Unwahrheiten hineinpackte“. 
„Schnabl in den Fußstapfen von 
Ingrid Thurnher“, befand „ORF-
Watch“ und stellte die rhetorische 
Frage: „Hören sich ORF-Journa-
listen eigentlich manchmal selbst 
beim Reden zu?“

Eine Partei führt in allen Umfra-
gen, die Regierungsparteien leihen 
sich von ihr mangels eigener zug-
kräfiger Inhalte 
die Themen aus, 
und der Obmann 
erhält beim Partei-
tag fast 99 Prozent 
der Delegierten-
stimmen. Für den 
Staatssender ORF 

Medien

GEZWITSCHER

die perfekten Zutaten für eine Kri-
sengeschichte. Wer letzte Woche 
den Beitrag im „Report“ und die 
anschließenden Interviewfragen 
von Susanne Schnabl (Bild) an HC 

Strache verfolgte, 
musste meinen, die 
FPÖ befinde sich 
in einer der tiefsten 
Krisen ihres mehr 
als 60-jährigen Be-
stehens.

In ORF-kritischen 

FPÖ IN DEN MEDIEN

Eine beachtliche Selbstkritik 
eines Publizisten an der Ver-

brüderung der Medien mit den 
politischen Eliten auf Kosten de-
mokratischer Grundwerte.

Der Publizist Franz Sommerfeld 
warnt Deutschlands Medienma-
cher davor, die Sorgen des „kleinen 
Mannes“ nicht ernst zu nehmen: 
„In der schönen neuen Medienwelt 
sind sie mit ihren Themen, Ängs-
ten und Fragen nicht erwünscht“, 
beklagt er in einem Essay im On-
line-Medienfachmagazin „kress-
news“ – www.kress.de

Sommerfeld, in den 1970er 
Jahren Mitglied der deutschen 
Kommunisten und Sekretär des 
„Marxistischen Studentenbunds 
Spartakus“, kritisiert die Dünnhäu-
tigkeit der Medienmacher ange-

sichts der Kritik, die ihnen aus dem 
Publikum über die sozialen Medien 
jetzt entgegenschlägt.

Alles zum Gemeinwohl?
„Die bescheidenen Hoffnungen 

der kleinen Leute konkurrieren mit 
einem grün-ökologisch gestimm-
ten Grundton der Eliten, die ihre 
kulturelle Hegemonie entfalten 

Wenn die Medien auf den
„kleinen Mann“ vergessen
Parteinahme der Medien für Meinungselite spaltet die Gesellschaft

konnten... Denn die neuen Eliten 
berufen sich auf das Gemeinwohl“, 
analysiert Sommerfeld diese Be-
vormundung. Und er rät ihnen, „bei 
der Rettung der Welt“ nicht auf 
den „kleinen Mann“ zu vergessen. 
Denn immerhin finden 55 Prozent 
der Deutschen, dass es in Deutsch-
land bereits „ungerecht“ bis „sehr 
ungerecht“ zugeht.
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Verstimmung unter den Koa-
litionspartnern? Dabei hat man 
doch erst vor wenigen Wochen den 
x-ten Neustart in der rot-schwarzen 
Zwangsehe ausgerufen.

GEFÄLLT MIR

Ich bin die Lösung! :-)

HC Strache
14.03.2017

2.774 Personen gefällt das.

Bei der Rettung der Welt auf den „kleinen Mann“ vergessen.

Gibt es eigentlich am Julius 
Tandler-Platz Hinweistafeln zu 
Tandlers grässlichen Euthana-
sie-Vorschlägen? Ach, der war 
ein Sozialdemokrat. 

Rote Parteireform: Erinnert an 
Testabo bei Zeitungen - alle 
kämpfen mit dem Schwund. 

Peter Rabl
@RablPeter

Michael Jungwirth
@MichelJungwirth

12.03.17 07:45

12.03.17 03:26

Soweit wagen sich die Wiener 
Grünen bei ihrer „Neu-Kartogra-
fierung“ Wiens doch nicht vor. Nur 
nicht die Genossen verärgern.

Das erste Jahr Parteimitglied-
schaft gratis, als „Geschenk“ für 
Freunde und Verwandte zum „Rein-
schnuppern“. Schnupperpartei SPÖ?

WHATSAPP
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HC Strache, Mario Kunasek und Gerhard Kurzmann (v.l.) 
präsentieren die Festschrift zum Parteijubiläum.

HC Strache und die zwei Alt-Landespar-
teichefs Kurzmann und Alexander Götz.

Volles Haus bei der 60-Jahr-Feier in der 
Alten Universität in Graz.

FPÖ Steiermark feierte 60-Jahr-Jubiläum im Landtag
Die FPÖ Steiermark stellte ver-

gangenen Mittwoch im Zuge einer 
Festveranstaltung zum 60-Jahr-Ju-
biläum in der Alten Universität in 
Graz das Buch „Vom Dritten Lager 
zur ersten Kraft – Die Steirischen 
Freiheitlichen“ vor. Das Buch be-
schreibt die Geschichte der Steiri-
schen Freiheitlichen in den vergan-
genen sechs Jahrzehnten. Es ist eine 
Dokumentation von Höhen und 

Tiefen, von glänzenden Wahlsiegen 
und bitteren Niederlagen. Die bei-
den Herausgeber, der Dritte Land-
tagspräsident Gerhard Kurzmann 
und Landesparteiobmann Mario 
Kunasek, betonten in ihren Reden, 
dass die vorliegende Publikation 
keine im Sinne der Parteiräson „ge-
glättete“ Darstellung sei.

Neben FPÖ-Bundesparteiob-
mann HC Strache konnten auch die 

ehemaligen Landesparteiobmänner 
Alexander Götz, Ludwig Rader und 
Leopold Schöggl als Ehrengäste bei 
der Feierlichkeit begrüßt werden.

Die großen Leistungen der FPÖ 
betonte HC Strache in seiner Rede. 
Er erwähnte dabei vor allem den 
enormen Stimmenzuwachs bei den 
zurückliegenden Landtagswahlen 
und die mannigfaltigen Herausfor-
derungen der Zukunft. Zudem lob-

te er die Geschlossenheit der FPÖ 
Steiermark und den gelungenen 
Verjüngungsprozess in den vergan-
genen Jahren. Abgerundet wurde 
die von rund 250 Gästen besuchte 
Veranstaltung durch die Würdigung 
von Hofrat Wolf Chibidziura. Der 
Ex-Landtagsabgeordnete wurde für 
seine besonderen Verdienste um die 
freiheitliche Gesinnungsgemein-
schaft ausgezeichnet.

Ein vergnügliches Schwelgen in Kunst und Kitsch
Oper Graz mit zweimal Operette von Giacomo Puccini und Emmerich Kálmán

riza“ bereits als erfolgreich bewährt 
hatte. Die innovative Regie von 
Peter Lund garantiert einen Ablauf 
wie am Schnürchen, vermittelt das 
Zirkusmilieu ebenso stilsicher wie 
jenes der feinen Gesellschaft, ver-
setzt mit ironischen Brechungen. 
Bühnenbild, Kostüme und die Cho-
reographie liefern höchst phantasie-
voll den passenden Rahmen. Marius 
Burkert leitet schwungvoll das Gra-
zer Philharmonische Orchester. Re-
gina Riel gestaltet die Titelrolle mu-

sikalisch eindrucksvoll, bleibt in der 
Darstellung aber etwas verhalten. 
Alexander Geller („Mister X“) ver-
fügt über einen strahlenden Tenor 
und eine blendende Erscheinung.

Sieglinde Feldhofer und Alexan-
der Kaimbacher erfreuen als Buffo-
paar. Christoph Wagner-Trenkwitz 
hebt die Rolle des Oberkellners 
Pelikan aus der Trivialität eines 
„Dritte-Akt-Komikers“ heraus und 
erläutert eloquent und pointensicher 
die Handlung.                               flp

Pathos und Walzerseligkeit mit Puccini‘s „Schwalbe“ in Graz

Giacomo Puccini gefiel es in den 
Jahren 1915/16, sich in der leichten 
Muse zu versuchen: „La Rondine“, 
die Schwalbe. Der Verleger Tito 
Ricordi hat sie mit der Bemerkung 
„schlechter Lehár“ abgelehnt. Puc-
cini hat sich zwar hörbar vom Zenit 
seines Schaffens entfernt, erfreut 
aber weiterhin mit einer detailver-
liebten Mixtur aus Pathos, Parlan-
do und Walzerseligkeit. Die Lyris-

men sind immer noch meisterhaft, 
die Ohrwürmer aber seltener.   

Rolando Villazón hat die Hand-
lung flott in Szene gesetzt. Die 
Darsteller dürfen einen Abend lang 
über die Liebe philosophieren. Den 
Bühnenbildner Johannes Leiacker 
hat Magritte mehr als inspiriert, und 
die Kostüme in der Mode der 20er 
Jahre schaffen Atmosphäre. Sophia 
Brommer erweist sich als Idealbe-
setzung für die Titelrolle, elegant 
in der Erscheinung, souverän in der 
Beherrschung des Vokalparts. Ihren 
Liebhaber Ruggero gibt Mickael 
Spadaccini mit kräftiger Stimme, 
der man ein wenig mehr Raffine-
ment wünscht. Das „niedere Paar“ 
ist mit Pavel Petrov und der quirli-
gen Tatjana Miyus trefflich besetzt. 
Chor und Orchester erfüllen ihre 
Parts unter der sicheren Leitung 
von Marco Comin.

Altbackenes Remake
„Die Zirkusprinzessin“ ist rund 

zehn Jahre jünger. Der Komponist 
Emmerich Kálmán griff auf all das 
zurück, was sich in der „Gräfin Ma-
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Pointensichere Unterhaltung mit 
Kálmáns „Zirkusprinzessin“.
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SCHULE HEUTE -
zwischen Privileg und Volksverdummung

Mit Ihrer Bestellung erklären Sie sich einverstanden, künftig über Aktivitäten und Neuerscheinungen der FPÖ und des 
FPÖ-Bildungsinstitutes informiert zu werden.

GRATIS zu beziehen über das FPÖ-Bildungsinstitut:  
Telefonisch unter 01/512 35 35-36 oder per Mail: bildungsinstitut@fpoe.at  

Das FPÖ-Bildungsinstitut widmete sich dem Thema der Bildungsmisere im Rah-
men einer Podiumsdiskussion mit den Bildungsexperten, dem FPÖ-Bildungsspre-
cher, Abg. z. NR Dr. Rosenkranz, dem Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes, 
OStD Kraus, dem Präsidenten des Stadtschulrats für Wien a.D., Dr. Scholz, und 
dem neuen FPÖ-Bildungssprecher im Wiener Landtag und Gemeinderat, LAbg. 
Krauss.

Über das Für und Wider der Einführung der Gesamtschule bzw. Neuen Mittel-
schule, der Demontage der Hauptschule, der PISA-Tests und Schulversuche so-
wie über die bildungspolitischen Realitäten im Schulbereich wurde ausführlich 
debattiert.

Zentrales Thema war, ob wir in Österreich nicht Gefahr laufen, dass eine gute Bil-
dung in Zukunft aufgrund mangelnder Reformen, aber auch gerade wegen man-
cher Reform, wie z.B. der Einführung der Gesamtschule, vermögensabhängig 
wird. Wenn im öffentlichen Schulsystem diese, v.a. aufgrund einer Nivellierung 
der Bildungsstandards nach unten, nicht mehr gewährleistet werden kann, wer-
den Privatschulen zur kostspieligen Alternative.

RING FREIHEITLICHER STUDENTEN
DIE FREIHEITLICHEN IN DER ÖH

WERDE KANDIDAT FÜR DIE ÖH-WAHL

WERDE WAHLKAMPFUNTERSTÜTZER

ZEIGE DEN LINKSEXTREMEN DIE 
ROTE KARTE

WWW.RFS.AT/ringfreiheitlicherstudenten

#ÖHWahl17
16.-18. MAI 2017

MACH UNS STARK!

Die FPÖ-Bezirksgruppe Simmering lädt zum

Blauen   Hausball
Samstag, 18. März 2017
Einlass 19 Uhr - Eröffnung 20 Uhr

Schloss Thürnlhof
Münnichpl. 5, 1110 Wien

Große Tombola

Mitternachtseinlage

Ehrenschutz: Heinz Christian Strache
Bundesparteiobmann

Für Unterhaltung sorgt

„Chris“
Der Musikant mit Leib und Seele

Eintritt:
           Vorverkauf: 25,-
           inkl. Backhendl-Buffet
           Abendkassa: 28,-

Karten, bzw. Tischreservierungen erbeten bei BV-Stv. Katharina Krammer
unter 0664 283 31 83 oder katharina.krammer@fpoe-simmering.at


